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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Göiter, Frau Benedix, Dr. Fuchs, 
Hauser (Krefeid), Dr. Hornhues, Frau Hüriand, Hussing, Dr.-ing. Oidenstädt, 

Dr. Probst, Dr. Schäuble, Dr. Waigel und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/2058 — 

betr. Abstimmung von Ausbiidungsordnungen für die Berufsbiidung zwischen Bund 
und Ländern 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 30. Mai 1974 - MB/III B 3, IH B 4 - 0104-6-19/74 - 
die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Wie viele der bisher erlassenen 28 neuen Ausbildungsordnun- 
gen wurden mit den Ländern ordnungsgemäß entsprechend dem 
Ergebnisprotokoll vom 30. Mai 1972 (Frage 5) abgestimmt? 


In meiner Antwort vom 12. März 1974 auf die Kleine Anfrage 
(Drucksache 7/1802) habe ich zum Ausdruck gebracht, daß nach 
einem Beschluß des Koordinierungsausschusses das endgültige 
Verfahren zur Abstimmung von Ausbildungsordnungen und 
Rahmenlehrplänen im Zusammenhang mit neuen Vorhaben erst 
erarbeitet wird. Von den bisher nach dem Berufsbildungsgesetz 
erlassenen 34 Ausbildungsordnungen konnte daher noch keine 
entsprechend dem „Gemeinsamen Ergebnisprotokoll" vom 
30. Mai 1972 abgestimmt werden. Soweit diese Ausbildungs- 
ordnungen nicht bei Inkrafttreten des „Gemeinsamen Ergebnis- 
protokolls'' bereits erlassen waren, sind die Entwürfe der Aus- 
bildungsordnungen der Länderseite vorgelegt worden. Auch 
waren die Entwürfe in einer Zusammenstellung von weitgehend 
vorbereiteten Ausbildungsordnungsentwürfen enthalten, die am 
27. Oktober 1972 im Koordinierungsausschuß behandelt wurde. 
Auf diese Weise konnten Einwendungen der Länderseite gegen 
einzelne Entwürfe vorgetragen und berücksichtigt werden. Das 
gilt insbesondere für die Verordnung über die Berufsausbildung 
in der Bauwirtschaft, über die im Jahre 1973 mehrere Gespräche 
mit Vertretern der Ständigen Konferenz der Kultusminister der 
Länder geführt worden sind. 
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2. Für den Fall, daß diese Abstimmung unterblieb, welche Gründe 
kann die Bundesregierung für die Unterlassung angeben? 

Von den erlassenen 34 Ausbildungsordnungen waren 15 am 
Ende des Monats (August 1972), in dem das „Gemeinsame Er- 
gebnisprotokoir' in Kraft trat, bereits erlassen. Die Entwürfe 
der übrigen Ausbildungsordnungen waren bei Inkrafttreten des 
„Gemeinsamen Ergebnisprotokolls" weitgehend vorbereitet. Sie 
fielen daher unter den vom Koordinierungsausschuß am 27. Ok- 
tober 1972 in Übereinstimmung mit dem „Gemeinsamen Ergeb- 
nisprotokoll" gefaßten Beschluß, wonach in der Übergangszeit 
eine Abstimmung von einzeln aufgeführten Ausbildungsordnun- 
gen, bei denen die Vorbereitungsarbeiten abgeschlossen oder 
weit fortgeschritten sind, mit den Rahmenlehrplänen nicht mehr 
möglich ist. 

In diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, daß der Länder- 
seite noch 27 Entwürfe von Ausbildungsordnungen vorliegen, 
die nach Auffassung der Bundesregierung ebenfalls unter die 
Übergangsregelung des „Gemeinsamien Ergebnisprotokolls" fal- 
len und somit nicht ohne erheblichen Zeitverlust abgestimmt 
werden können. Nach Auffassung der Bundesregierung muß der 
kontinuierliche Prozeß der Erarbeitung von Ausbildungsordnun- 
gen zu einem Verfahren zur Abstimmung von Ausbildungsord- 
nungen und Rahmenlehrplänen weiterentwickelt werden. We- 
der der Prozeß der Erarbeitung noch des Erlasses von fertigen 
Ausbildungsordnungen darf aber dadurch plötzlich zum Still- 
stand gebracht werden. 


3. Wie viele der bisher erlassenen 28 Ausbildungsordnungen be- 
rücksichtigen die zwischen Bund und Ländern iin Bildungs- 
gesamtplan vereinbarte Grundstruktur mit „berufsfeldbezogener 
Grundbildung" und darauf aufbauender „Fachbildung"? 

In den Ausbildungsordnungen kann die berufsfeldorientierte 
Grundbildung erst berücksichtigt werden, wenn die Zahl der 
Berufsfelder und die Inhalte für das Berufsgrundbildungsjahr 
in den Berufsfeldern festgelegt sind, was bisher noch für kein 
Berufsfeld zutrifft. 

Auch ist die Vorstellung, daß alle Ausbildungsgänge eine be- 
rufsfeldbezogene Grundbildung enthalten müßten, kurzfristig 
in Ausbildungsordnungen für die betriebliche Berufsausbildung 
nicht realisierbar. 

Von den 34 Ausbildungsordnungen enthält daher keine eine 
Gliederung der Ausbildung in eine „berufsfeldbezogene Grund- 
bildung" und eine darauf aufbauende „Fachbildung". Bei den in 
letzter Zeit erlassenen Ausbildungsordnungen wurde aber - 
schon um Schwierigkeiten bei der Anrechnung des Berufsgrund- 
bildungsjahres zu vermeiden - darauf geachtet, daß das erste 
Ausbildungsjahr im Sinne einer Grundbildung möglichst breit 
angelegt wird. 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSdChO 7/2185 


4. Beabsichtigt die Bundesregierung in Zukunft, Ausbildungsord- 
nungen ohne Berücksichtigung der Gliederung in Grund- und 
Fachbildung sowie ohne Abstimmung mit den Bundesländern 
herauszugeben? 

4.1 Gliederung in Grund- und Fachbildung 

Die Bundesregierung hat die Absicht, zukünftig die Aus- 
bildungsordnungen so zu gestalten, daß die Ausbildung sich 
in eine berufliche Grundbildung auf Berufsfeldbreite und 
in eine berufliche Fachbildung mit zunehmender Speziali- 
sierung gliedert. In diesem Punkt kann eine zufrieden- 
stellende Koordinierung schulischer und außerschulischer 
Berufsbildung jedoch durch eine curriculare Abstimm.ung 
der Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrpläne allein 
nicht erreicht werden. 

Wegen mangelnder personeller und sachlicher Kapazitäten 
an den beruflichen Schulen kann kurz- und mittelfristig ein 
schulisches Beruf sgrundbildungsjahr generell nicht einge- 
führt werden. 

Folglich wird das erste Jahr der Berufsausbildung in einer 
längerfristigen Übergangsphase 

— traditionell im dualen System 

— in einem Beruf sgrundbildungsjahr in vollzeitschulischer 
Form oder 

— in einem Berufsgrundbildungsjahr in kooperativer Form 
durchgeführt werden müssen. 

Diese unterschiedlichen Ausbildungssysteme müssen so in 
Übereinstimmung gebracht werden, daß unter Berücksichti- 
gung der bildungspolitischen Zielsetzungen sowie der Ge- 
gebenheiten der Ausbildungsbetriebs- und Schulpraxis eine 
gemeinsame Fachbildungsstufe erreicht werden kann. Zu 
diesem Zweck sind Absprachen zwischen Bund und Ländern, 
insbesondere auch über die schrittweise regionale und sek- 
torale Einführung des Berufsgrundbildungsjahres erforder- 
lich. 

Die Bundesregierung hat den Ländern unter Hinweis auf 
die politische Dringlichkeit ihre Gesprächsbereitschaft über 
diesen Fragenkomplex zum Ausdruck gebracht und vor- 
geschlagen, zur Erleichterung des Überganges von der 
Grund- zur Fachbildung in den Berufsfeldern „Metall", 
„Elektrotechnik", „Bau und Holz", „Druck und Papier", 
„Färb- und Raumgestaltung" und „Chemie, Physik, Biolo- 
gie" zwischenzeitlich ein kooperatives Berufsgrundbil- 
dungsjahr einzuführen. 

Sie hofft, daß eine Klärung dieser Fragen in Kontakt- 
gesprächen zwischen Bund und Ländern erreicht werden 
kann. Sie ist weiter bereit, gemeinsam mit den Ländern 
kurzfristig die derzeitige Berufsfeldschneidung (11 Berufs- 
felder) zu überprüfen und ggf. zu modifizieren, um den 
Übergang von der Grund- zur Fachbildung zu erleichtern. 

4.2 Abstimmung von Ausbildungsordnungen mit den Rahmen- 
lehrplänen der Länder 

Die Bundesregierung hält an ihrer stets zum Ausdruck ge- 
brachten Bereitschaft, nach einer auch im „Gemeinsamen 
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Ergebnisprotokoir' vorgesehenen Übergangsregelung nur 
noch solche Ausbildungsordnungen zu erlassen, die mit den 
Rahmenlehrplänen der Länder entsprechend dem „Gemein- 
samen Ergebnisprotokoir' abgestimmt sind, unverändert 
fest. 

Wie bereits in der Antwort auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU - Drucksache 7/1802 - vom 12. März 
1974 ausgeführt wurde, hat die Bundesregierung den Län- 
dern am 15. Februar 1974 konkrete Vorschläge für das Ab- 
stimmungsverfahren unterbreitet. Danach kann nach Auf- 
fassung der Bundesregierung eine zufriedenstellende Ab- 
stimmung durch eine gemeinsame Erarbeitung von Aus- 
bildungsordnungen und Rahmenlehrplänen erreicht werden. 
Zur Intensivierung der Arbeiten hält die Bundesregierung 
eine hinreichende Projektplanung für erforderlich. 


5. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang dem Bildungsgesamtplan zu und dem „Gemein- 
samen Ergebnisprotokoll betr. das Verfahren bei der Abstim- 
mung von Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplänen im 
Bereich der beruflichen Bildung zwischen der Bundesregierung 
und den Kultusministern (-Senatoren) der Länder vom 30. Mai 
1972"? 

5. 1 Bildungsgesamtplan 

Im Hinblick auf die berufliche Bildung mißt die Bundes- 
regierung dem Bildungsgesamtplan große Bedeutung bei. 
Der Bildungsgesamtplan stellt zum ersten Mal in der Bun- 
desrepublik Deutschland eine von Bund und Ländern ge- 
meinsam erarbeitete und beschlossene Gesamtkonzeption 
für die Gestaltung des gesamten Bildungswesens bis 1985 
dar. Er enthält somit auch diejenigen bildungspolitischen 
Zielvorstellungen, die aus gegenwärtiger Siclit erreicht 
werden müssen, wenn die von allen Beteiligten erstrebten 
Verbesserungen in der beruflichen Bildung verwirklicht 
werden sollen. 

5.2 Gemeinsames Ergebnisprotokoll 

Die Bundesregierung steht nach wie vor uneingeschränkt 
zu dieser mit den Ländern getroffenen Vereinbarung. Sie 
sieht hierin einen ersten Schritt und einen guten Ansatz für 
die im Interesse der betroffenen Jugendlichen dringend er- 
forderlichen Koordinierung von Betrieb und Schule. 

Nach Auffassung der Bundesregierung könnte die Abstim- 
mung der Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrpläne auf 
dieser Grundlage bei einem unbedingten Willen aller Betei- 
ligten zu einer engen Kooperation entscheidend verbessert 
werden. Die Bundesregierung hat ihre Bereitschaft hierzu 
stets zu erkennen gegeben und v/iederholt sie in diesem Zu- 
sammenhang. Sie ist darüber hinaus bemüht, die Zusam- 
menarbeit mit den Ländern in der Ziel- und Durchführungs- 
planung für die Berufsausbildung so eng wie möglich zu ge- 
stalten und diese - soweit es rechtlich möglich ist - durch 
das neue Berufsbildungsgesetz zu institutionalisieren. 
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